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Antrag 

der Abgeordneten Wolfgang Bierstedt, Petra Bläss, Maritta Böttcher, Eva-Maria 
Buliing-Schröter, Heinrich Graf von Einsiedel, Dr. Ludwig Elm, Dr. Dagmar Enkelmann, 
Dr. Ruth Fuchs, Andrea Gysi, Dr. Gregor Gysi, Hanns-Peter Hartmann, Dr. Uwe-Jens 
Heuer, Dr. Barbara Höli, Dr. Willibaid Jacob, Ulla Jelpke, Gerhard Jüttemann, Dr. Heidi 
Knake-Werner, Rolf Köhne, Rolf Kutzmutz, Heidemarie Lüth, Dr. Christa Luft, 
Dr. Günther Maieuda, Manfred Müller (Berlin), Rosel Neuhäuser, Dr. Uwe-Jens Rössel, 
Christina Schenk, Steffen Tippach, Klaus-Jürgen Warnick, Dr. Winfried Wolf, Gerhard 
Zwerenz und der Gruppe der PDS 


Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zum Bundeseisenbahnvermögen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Es wird ein Untersuchungsausschuß gemäß Artikel 44 des Grund- 
gesetzes, bestehend aus 17 Mitgliedern der Fraktionen und der 
Gruppe der PDS, eingesetzt. 

1. Aufgrund der Feststellung des Bundesrechnungshofs, wonach 
die Praxis der Bahnprivatisierung „im Ergebnis zu einer Um- 
kehr des im Eisenbahnneuordnungsgesetzes (ENeuOG) vor- 
gesehenen Verfahrens" führte, setzt der Deutsche Bundestag 
einen Untersuchungsausschuß ein zur Überprüfung der Um- 
setzung des ENeuOG unter besonderer Berücksichtigung der 
im ENeuOG vorgesehenen Übertragung von nicht bahnnot- 
wendigem Gelände auf das Bundeseisenbahnvermögen 
(BEV). 

2. Der Untersuchungsausschuß hat die folgenden Fragen zu prü- 
fen bzw. folgende Themenkomplexe zu behandeln: 

2.1 Wurde entsprechend den §§ 1 und 20 ENeuOG verfahren, 
wonach zunächst alle Immobilien der ehemaligen Deut- 
schen Bundesbahn und der ehemaligen Deutschen Reichs- 
bahn auf das neugebildete BEV zu übertragen sind und in 
einem zweiten Schritt das bahnnotwendige Gelände auf 
die neugebildete Deutsche Bahn AG (DB AG) zu über- 
schreiben ist? 

2.2 Warum wurde nicht wie in § 24 ENeuOG vorgesehen, eine 
Schiedsstelle eingerichtet, die in strittigen Fällen darüber 
zu entscheiden hätte, welche Immobilien bahnnotwendig 
bzw. nicht bahnnotwendig sind? 
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2.3 Wie ist die Mitteilung im Bundesanzeiger vom 22. Juni 1 996 

- „Grundbuch-Info" - zu bewerten, wonach gemäß 
ENeuOG „das Bundeseisenbahnvermögen (BEV) Eigentü- 
mer aller Vermögensrechte, also auch aller Grundstücke, 
der Sondervermögen , Deutsche Bundesbahn' und , Deut- 
sche Reichsbahn', geworden ist" , daß damit „die durch den 

- außerhalb des Grundbuchs eingetretenen - Vermögens- 
übergang unrichtig gewordenen Grundbücher daher ... zu 
berichtigen" sind? 

2.4 Warum wird mit dem Verkauf der nicht bahnnotwendigen 
Gelände eine Verwertungsgesellschaft beauftragt, die zu- 
sätzliche Kosten verursacht, bei der u.a. Grunderwerb- 
steuer anfällt und an der das BEV nur eine Minderheitsbe- 
teiligung hat, obgleich das ENeuOG ausdrücklich nicht 
bahnnotwendiges Gelände und damit auch dessen Ver- 
wertung beim BEV angesiedelt hat? 

2.5 Wie bewertet der Untersuchungsausschuß die Stellung- 
nahmen des Bundesrechnungshofs (BRH) zum Komplex 
BEV/DB AG vom 13. Juni 1995, vom 1. März 1996, vom 5. 
Juni 1996 insbesondere unter den Gesichtspunkten, 

- daß „nach nahezu zweieinhalb Jahren" die Aufteilung 
der Liegenschaften der ehemaligen Bundesbahn und der 
ehemaligen Reichsbahn „noch immer ungeregelt" ist 
(BRH-Bericht vom 5. Juni 1996, S. 2), 

- daß laut BRH und im Widerspruch zum ENeuOG „der 
DB AG nicht bahnnotwendige bundeseigene Verwal- 
tungsgebäude in erheblichem Umfang übertragen wur- 
den" (S. 7), 

- daß nach der Gesetzeslage und „nach dem Kabinettbe- 
schluß vom 3. November 1993 das BEV eine Gesellschaft 
gründen sollte mit dem Ziel, die Paketliegenschaften . . . 
zu verwerten" (S. 2), und die nun beschlossene Verwer- 
tungsgesellschaft nicht der Kontrolle des BEV unterliegt, 

- daß bei der gewählten Verwertungsform des „Liegen- 
schaftspakets" dem „Bund erhebliche Mehrkosten (= Er- 
lösminderungen) entstehen" (S. 2), 

- daß dem BRH auch für seinen jüngsten Bericht „keine 
aktuellen Fassungen des Gesellschaftsvertrages, der 
Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat, der Rahmenver- 
einbarung und der Geschäftsbesorgungsverträge (der 
Tochtergesellschaft der DB AG zur Verwertung nicht 
bahnnotwendiger Liegenschaften) Vorlagen, obwohl er 
das Bundesministerium für Verkehr schriftlich um zeit- 
nahe Information ... gebeten hatte " (S. 1), 

- daß geprüft werden müsse, „ ob und ggf. in welchem Um- 
fang nicht betriebsnotwendige Liegenschaften bei den 
Tochterunternehmen der DB AG vorhanden sind, die bis- 
her unberücksichtigt geblieben sind" und daß, „sofern 
solche Liegenschaften in nennenswertem Umfang vor- 
handen sind, . . . das Ergebnis der Bruttoliste (bis zum Jahr 
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1997 voraussichtlich entbehrliche Liegenschaften) und 
damit die Basis für die Bemessung des Paketvolumens 
korrekturbedürftig" wäre (S. 8), 

- daß die neu gegründete Verwertungsgesellschaft ,,zur 
Vorfinanzierung des Kaufpreises und zur Finanzierung 
von Projektentwicklungen Kredite zu Lasten des BEV 
aufnehmen" (S. 9f.) kann und daß der BRH mit unter- 
schiedlicher Begründung vor einer solchen Kreditauf- 
nahme warnt bzw. fordert, solche Kredite „nur in unab- 
weisbaren Fällen" und „nur zweckgebunden für die 
Vorfinanzierung des Kaufpreises" und keinesfalls für 
eine „Projektentwicklung auf Verdacht" aufzunehmen 
(S. 10). 

2.6 Wie bewertet der Untersuchungsausschuß die Tatsache, 
daß von dem dem BEV zugesprochenen „Liegen- 
schaftspaket" in einem Gesamtwert von 13,4 Mrd. DM laut 
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 
5. Juni 1996 erneut 6 Mrd. DM unmittelbar nicht dem BEV 
zukommen, sondern u. a. zur „Finanzierung der Anlauf- 
kosten" der Verwertungsgesellschaft dienen sollen? 

2.7 Wie beurteilt der Untersuchungsausschuß die Tatsache, 
daß die jetzige Praxis der Bahnprivatisierung darauf hin- 
ausläuft, daß sich im BEV überwiegend Bahnaltschulden 
angesammelt haben, denen kein ausreichendes Gegenge- 
wicht in Form der Bahngelände gegenübersteht, und da- 
mit die Gefahr eines schnell sich vermehrenden Schulden- 
bergs im Rahmen eines neuen Schattenhaushaltes besteht? 


Bonn, den 21. Juni 1996 


Wolfgang Bierstedt 

Petra Bläss 

Maritta Böttcher 

Eva-Maria Bulling-Schröter 

Heinrich Graf von Einsiedel 

Dr. Ludwig Elm 

Dr. Dagmar Enkelmann 

Dr. Ruth Fuchs 

Andrea Gysi 

Hanns-Peter Hartmann 

Dr. Uwe-Jens Heuer 

Dr. Barbara Höll 

Dr. Willibald Jacob 

Ulla Jelpke 

Gerhard Jüttemann 


Dr. Heidi Knake -Werner 

Rolf Köhne 

Rolf Kutzmutz 

Heidemarie Lüth 

Dr. Christa Luft 

Dr. Günther Maleuda 

Manfred Müller (Berlin) 

Rosel Neuhäuser 

Dr. Uwe-Jens Rössel 

Christina Schenk 

Steffen Tippach 

Klaus-Jürgen Warnick 

Dr. Winfried Wolf 

Gerhard Zwerenz 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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Begründung 

Der Bundesrechnungshof (BRH) beschäftigte sich bereits mehrfach 
mit den Vorgängen um das BEV. 

In seinem Bericht vom Juni 1995 resümierte der BRH: 

„Die bei der Paketlösung gewählte Verfahrensweise (. . .) führte im 
Ergebnis zu einer Umkehr des im ENeuOG vorgesehenen Ver- 
fahrens. Während nach dem Gesetz das BEV der DB AG Liegen- 
schaften insoweit überträgt, als deren Bahnnotwendigkeit nach- 
gewiesen ist, hat die DB AG aus dem Gesamtbestand der 
Liegenschaften diejenigen ausgewählt, die sie dem BEV überlas- 
sen will, wobei das gesetzliche Kriterium der Bahnnotwendigkeit 
weitgehend in den Hintergrund getreten ist." 


1. Ausgangslage 

Mit der Bahnreform wurde aus der Deutschen Bundesbahn (DB) 
und der Deutschen Reichsbahn (DR) eine privatrechtliche Aktien- 
gesellschaft. Dazu wurden etliche Gesetze geändert einschließlich 
des Grundgesetzes. Kern des Gesetzespaketes ist das Eisenbahn- 
neuordnungsgesetz (ENeuOG). 

2. Konstruktion des BEV 

In der bis zur Bahnreform geltenden Rechtskonstruktion war die 
Deutsche Bundesbahn ein nicht rechtsfähiges Sondervermögen 
des Bundes. Nach § 1 ENeuOG wurde aus der Deutschen Bun- 
desbahn, der Deutschen Reichsbahn und VdeR [Verwaltung des 
ehemaligen Reichsbahnvermögens in Berlin (West)] das neue, 
nicht rechtsfähige Sondervermögen „ Bundeseisenbahnvermö- 
gen". Dazu gehören (§ 2) alle Vermögensgegenstände, Vermö- 
gensrechte, Verbindlichkeiten und auch das beamtete Personal. 
Insbesondere die Grundstücke sollten zunächst ausnahmslos an 
das BEV gehen. 

3. Übertragung von Vermögen 

Nach § 20 ENeuOG wird der neu gegründeten Deutschen Bahn 
AG (DB AG) alles zum Bahnbetrieb nötige Vermögen übertragen. 
Auch Beamte werden der DB AG zugewiesen, soweit sie dort 
benötigt werden. Beim BEV sollen letztlich die zu besoldenden Be- 
amten, die Altschulden der Bahn und die nicht bahnnotwendigen 
Liegenschaften verbleiben. Diese Grundstücke wiederum sollen 
möglichst gewinnbringend verkauft und damit die Bahnschulden 
abgetragen werden. 


4. Die Realität 

Die Praxis sieht ganz anders aus. Die DB AG ist faktisch im Besitz 
fast aller Grundstücke. Auch mit dem Verkauf von Grundstücken 
ist die DB AG aktiv. Dabei verkauft sie sowohl solche Grundstücke, 
die dem BEV zustehen, als auch solche, die ihr zugewiesen wur- 
den. Beim BEV sind bisher praktisch nur Schulden angekommen. 
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Selbst die Grundstücke, die letztendlich dem BEV zugestanden 
werden, sollen von einer noch zu gründenden Tochtergesellschaft 
der DB AG, der sogenannten H-KG, verkauft werden (Das wäre 
der geregelte Verkauf gegenüber dem bisher schon stattfinden- 
den „wilden" Verkauf durch die DB AG). 

Die Konstruktion dieser H-KG ist derart „verschachtelt", daß neue 
überraschende Entwicklungen geradezu vorprogrammiert er- 
scheinen. ln einem Schreiben des Bundesministeriums für Verkehr 
vom 29. Februar 1996 heißt es dazu: 

„Die Verwertung des Liegenschaftspaketes soll durch eine Ver- 
wertungsgesellschaft in der Rechtsform einer GmbH & Co KG 
(H-KG) erfolgen. Die gesellschaftsrechtliche Beteiligungsstruktur 
der H-KG soll so gestaltet werden, daß eine Konsolidierung im Kon- 
zern der DB AG nicht erforderlich wird. Neben der DB AG mit 49 % 
soll eine Komplementär- GmbH (X-GmbH) über 51 % der Stimm- 
rechtsanteile verfügen. " 

Diese X-GmbH wiederum soll ebenfalls zu 49 % der DB AG 
gehören und zu 39 % einem Bankenkonsortium. Was die restlichen 
Prozente angeht, war zuletzt noch strittig, ob das BEV mit 10 % 
oder 12 % an der X-GmbH beteiligt sein soll, d. h. also, ob der Ei- 
gentümer - die öffentliche Hand - mit 5 % oder 6 % bei der Ver- 
wertung seiner Grundstücke mitreden darf. 

ln einem weiteren Schreiben des Bundesministeriums der Finan- 
zen vom 5. Juni 1996 heißt es zu dem „Verwertungskonzept" aus- 
drücklich: „Für Projektentwicklungen und für die Veräußerung 
spezieller Liegenschaften wird sich die Verwertungsgesellschaft 
der Erfahrungen und Marktkenntnisse geeigneter Unternehmen 
,vor OiV bedienen. Dabei wird auch die Treuhand-Liegenschafts- 
gesellschaft (TLG) eingeschaltet werden, um ihre spezifischen Er- 
fahrungen in der Verwertung von Liegenschaften in den neuen 
Bundesländern soweit wie möglich zu nutzen. " 

5. Bisherige Kritik an dieser Praxis 

Der BRH kritisierte das angewandte Verfahren zur Umsetzung des 
ENeuOG, wenn auch nicht verkehrspolitisch, sondern unter dem 
Aspekt des Umgangs mit dem Bahngelände. 

Unter diesem begrenzten Blickwinkel kam der BRH zu erstaunli- 
chen Erkenntnissen: 

„Nach Darstellung des BEV ist davon auszugehen, daß ihm nicht 
alle Verkaufsvorgänge von der DB AG zur Genehmigung vorge- 
legt worden sind. Dem BEV ist auch nicht bekannt, in welchem 
Umfang die genehmigten Grundstücksgeschäfte inzwischen rea- 
lisiert wurden. (...) Die tatsächliche Höhe der Erlöse ist weder dem 
BEV noch der DB AG bekannt. (. . .) Die DB AG ist im Besitz fast 
aller nicht bahnnotwendigen Liegenschaften einschließlich der 
entsprechenden Informationen und Unterlagen (z. B. Lagepläne). " 
usw. (Bericht vom 1. März 1996). 

Paradestück ist das Projekt „ Stuttgart 21 " . Zu dessen Realisierung 
sollen so gut wie alle Bahnanlagen in der Stuttgarter Innenstadt 
verkauft werden. Auch diese Grundstücke hat sich die DB AG an- 
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geeignet, ob bahnnotwendig oder nicht. Mehrere Nachfragen bei 
der Bundesregierung über diesen Grundstücksdeal wurden aus- 
weichend oder nicht beantwortet. Sowohl über den Zeitpunkt der 
Übergabe an die DB AG (Januar 1994 oder Herbst 1995) als auch 
die Begründung (nach § 20 oder § 21 ENeuOG) wurden einander 
widersprechende Aussagen gemacht. Für mehrere Flurstücke 
kann belegt werden, daß diese seit vielen Jahren bahnfremd - u. a. 
von Speditionen, Alteisenhandel, einem Möbelhaus - genutzt wer- 
den und damit laut ENeuOG in jedem Fall Eigentum des BEV und 
nicht Eigentum der DB AG zu sein haben. 

Der Öffentlichkeit und insbesondere dem Deutschen Bundestag 
blieb bislang völlig verborgen, welche Grundstücke nach welchen 
Kriterien bei der DB AG oder dem BEV landeten. Insbesondere 
wurde bislang bei dieser Aufteilung von Bahngelände in einem 
Gesamtwert von gut 100 Mrd. DM auch das Parlament nicht ein- 
bezogen, obwohl der BRH dies schon in seinem ersten Bericht vom 
Juni 1995 gefordert hatte. Sogar das BEV selber wurde - so der 
BRH - in den Verhandlungen streckenweise schlicht übergangen. 

6. Paketlösung 

Die DB AG, das Bundesministerium der Finanzen und das Bun- 
desministerium für Verkehr entwickelten Anfang 1996 ohne Ein- 
beziehung des rechtmäßigen Eigentümers BEV mit der DB AG das 
Projekt eines Paketes von Bahnimmobilien im Gesamtwert von 
13,4 Mrd. DM, das von der DB AG an das BEV übergeben werden 
sollte. Mit dieser ,, Paketlösung" sollten, so der Grundgedanke, 
pauschal alle aus dem ENeuOG resultierenden Forderungen des 
BEV zur Übereignung von Bahngelände der ehemaligen Deut- 
schen Bundesbahn und der ehemaligen Deutschen Reichsbahn ab- 
gegolten sein. 

Damit ist eine Situation eingetreten, die mit dem Wortlaut des 
ENeuOG und vor allem mit dem Geist dieses Gesetzes und mit der 
Grundkonzeption der Bahnreform nicht in Übereinstimmung zu 
bringen ist, was der BRH mit dem o. g. Bericht vom Juni 1995 
ausdrücklich bestätigte. 

7. Das Paket im Paket 

Doch selbst diese 13,4 Mrd. DM werden bei dem Bund und den 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern nie ankommen. Der BRH hat 
hinsichtlich der spezifischen Zusammensetzung der in die Paket- 
lösung eingebrachten Bahngelände bereits moniert, daß sich dar- 
unter viele nicht marktfähige Gelände befänden (u. a. wegen 
schlechter Lagen oder kontaminierten Bodens). 

Darüber hinaus scheint auch gar nicht vorgesehen zu sein, daß we- 
nigstens der größte Teil der genannten 13,4 Mrd, DM beim BEV 
landen wird. 

Zur Konkretisierung der Umsetzung der genannten „ Paketlösung " 
wurde dem Vorsitzenden des Haushaltsausschusses seitens des 
Bundesministeriums der Finanzen in einem Brief, datiert auf den 
5. Juni 1996, mitgeteilt: 
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„Das Eigentum an den zu verwertenden Liegenschaften wird 
zunächst in Höhe eines Wertvolumens von rd. 6 Mrd. DM Ver- 
kehrswert auf die Verwertungsgesellschaft übertragen. Diese Im- 
mobilien dienen mit ihren Erträgen (z. B. Miet- und Pachteinnah- 
men) u. a. der Finanzierung von Anlaufkostender Gesellschaft. Die 
im Eigentum des BE V verbleibenden Liegenschaften im Wert von 
7,4 Mrd. DM werden entweder für Maßnahmen der Projektent- 
wicklung auf die Verwertungsgesellschaft übertragen oder im 
Rahmen von Maklerdiensten verwertet. " 

Diese Zeilen lassen erahnen, daß selbst von diesen 13,4 Mrd. DM 
nur ein Bruchteil beim BEV ankommen wird und daß damit bei 
diesem Teilausschnitt derjenigen Bahnliegenschaftsverkäufe, die 
laut ENeuOG dem BEV zustehen würden, ein großer Teil in an- 
dere Kanäle fließen wird, u. a. in Spekulationsobjekte wie „Stutt- 
gart 21" oder in das am 18. Juni 1996 vorgestellte und mit dem 
Stuttgarter Projekt vergleichbare Projekt „Frankfurt 21 " . 

8. Zum finanziellen Volumen 

Der Bund garantiert der DB AG in § 20 ENeuOG, daß die bahn- 
notwendigen Liegenschaften mindestens 5 Mrd. DM wert sind. Bei 
Beschlußfassung über die Bahnreform war klar, daß dies bei wei- 
tem nicht alles sein konnte. Allein die Stuttgarter Bahngrund- 
stücke, die im Rahmen der Umsetzung von „ Stuttgart 21" verkauft 
und zur Finanzierung dieses Projekts eingesetzt werden sollen, sol- 
len der Bahn über 2 Mrd. DM einbringen. Bundesweit sollen be- 
reits 56 ähnliche Projekte geplant sein. Einige der Projekte könn- 
ten noch größer als das in Stuttgart geplante sein, viele werden 
kleinere Dimensionen haben. Gleichzeitig wird mehr Bahngelän- 
de als nicht bahnnotwendig ausgewiesen und zum Verkauf ange- 
boten werden, als mit den übrigen Projekten im Stil von „Stutt- 
gart 21 " bisher angedacht wurden. 

Alles in allem könnte der gesamte Verkauf von nicht bahnnot- 
wendigen Bahngrundstücken (laut ENeuOG von Volksvermögen) 
eine Größenordnung von 100 Mrd. DM erreichen. Doch der größ- 
te Teil der Erlöse aus dem Verkauf dieser Bahnimmobilien wird 
nach den bisherigen Vorgaben in private Kanäle fließen und nie- 
mals bei den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern ankommen. 

9. Explosion der beim BEV geparkten Bahnaltschulden 

Damit entsteht eine für die Steuerzahlenden und die Staatsschul- 
den bedrohliche Situation: Das BEV entwickelt sich zu einem neu- 
en Schatten- Schulden-Haushalt. Die hier geparkten Schulden for- 
dern Zins und Zinseszins, ohne daß eine Gegenfinanzierung 
bestünde. Zu einem absehbaren Zeitpunkt wird diese zusätzliche 
Staatsschuld in den ordentlichen Bundeshaushalt integriert wer- 
den müssen, damit die bereits bestehende, bedrohlich hohe staat- 
liche Schuld nochmals gesteigert wird - und am Ende der Druck 
auf „Spar"maßnahmen erhöht und ein Abbau der verbliebenen 
Reste des Sozialstaats gefordert werden. 

Allein seit Einrichtung des BEV Anfang 1994 stieg der Schulden- 
berg dieses Schattenhaushaltes von 71 Mrd. DM auf 80 Mrd. DM. 
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10. Umsetzung eines Modells - Das japanische Beispiel 

Das in der Bundesrepublik Deutschland vorgesehene Modell der 
Bahnprivatisierung im allgemeinen und des Umgangs mit den 
Bahnaltschulden und mit dem Bahngelände im besonderen folgt 
einem Muster, wie es in Japan bereits umgesetzt wurde. Bei der 
Privatisierung der Japanese National Railways (JNR) wurde hin- 
sichtlich der Bahnaltschulden und der Bahngelände eine zum Teil 
vergleichbare Konstruktion gewählt wie im Fall der Privatisierung 
von Deutscher Bundesbahn und Deutscher Reichsbahn. 

Auch hier kam es entgegen der vorausgegangenen Berichterstat- 
tung dazu, daß zwar alle Bahnaltschulden in dem Nebenhaushalt 
landeten, die übertragenen Immobilien und deren Verwertung je- 
doch kein ausreichendes Gegengewicht bilden konnten. In der Ge- 
samtbilanz steigt inzwischen in diesem Schattenhaushalt die an- 
gehäufte Gesamtschuld, unter anderem durch Zins und Zinseszins. 

Die Deutsche Bundesbahn schloß im Jahr 1992 einen Beraterver- 
trag mit der Japanese East Railways (JER), einer der privaten Nach- 
folgegesellschaften der JNR. Unter anderem sollte die JER die Bun- 
desbahn bei der Bahnprivatisierung beraten. Offensichtlich wirkte 
sich dies dahin gehend aus, daß das „japanische ModelP' der Bahn- 
privatisierung im allgemeinen übernommen und das Modell des 
Umgangs mit den Bahnaltschulden kopiert wurde. 

Der Korrespondent der „Süddeutschen Zeitung" bilanziert das ja- 
panische Modell am 9. Februar 1996 wie folgt: 

„Japans neuer Premierminister Ryutaro Hashimoto muß die öf- 
fentlichen Finanzen mit einem weiteren Problem belasten, das er 
maßgeblich selbst zu verantworten hat. Durch Zinsbedienung von 
jährlich etwa einer Billion Yen (fast 14 Mrd. DM) ist der Schul- 
denberg der im April 1987 in sieben eigenständige Gesellschaften 
privatisierten Staatsbahn Japanese National Railways (JNR) in- 
zwischen von 25,5 Billionen Yen auf schätzungsweise fast 28 Bil- 
lionen Yen (knapp 390 Mrd. DM) angewachsen. Hashimoto, der 
zum Zeitpunkt der Privatisierung als Transportminister fungierte, 
mußte jetzt auf einer Pressekonferenz eingestehen, daß dieser Berg 
,auf normalem Wege' bis zum Stichtag des Abwicklungsprogram- 
mes am 31. März 1998 nicht abzutragen ist. Die Steuerzahler sol- 
len für den Löwenanteil der Summe aufkommen. " 

Bei dem genannten „japanischen Modell" können wir inzwischen 
auf fast ein Jahrzehnt Erfahrung zurückbhcken. Der mit diesem 
Antrag geforderte Untersuchungsausschuß zum Thema BEV/Bahn- 
altschuld zielt auch darauf ab, die von dem japanischen 
Ministerpräsidenten Hashimoto als „katastrophal" bezeichneten 
Erfahrungen des Umgangs mit dem Komplex Bahnaltschulden/ 
Bahngelände in der Bundesrepublik Deutschland nicht zu wie- 
derholen. 
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